
Entwurf eines Gesetzes zur TransformaƟon des Vergaberechts: 
Änderungen der Verordnung über die Vergabe öffentlicher AuŌräge (VgV) 
 
Im Folgenden bilden wir die Änderungen tabellarisch ab, die gemäß VergaberechtstransformaƟonsgesetz an der VgV erfolgen sollen. Grundlage ist der 
Referentenentwurf im Bearbeitungsstand 30.09.2024. 

Aktuelle Fassung Änderungen gem. Entwurf eines Gesetzes zur TransformaƟon des 
Vergaberechts (Referentenentwurf im Bearbeitungsstand 30.09.2024) 

§ 2 Vergabe von BauauŌrägen 
 
Für die Vergabe von BauauŌrägen sind AbschniƩ 1 und AbschniƩ 2, 
UnterabschniƩ 2 anzuwenden. Im Übrigen ist Teil A AbschniƩ 2 der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Bauleistungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch die 
Bekanntmachung vom 6. September 2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert 
worden ist, anzuwenden. 

§ 2 Vergabe von BauauŌrägen 
 
Für die Vergabe von BauauŌrägen sind AbschniƩ 1 und AbschniƩ 2, 
UnterabschniƩ 2 anzuwenden. Im Übrigen ist Teil A AbschniƩ 2 der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Bauleistungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch die 
Bekanntmachung vom 6. September 2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert 
worden ist, anzuwenden. Satz 2 gilt nicht für Planungsleistungen, die als Los 
eines BauauŌrags vergeben werden; auf ihre Vergabe ist diese Verordnung 
anzuwenden. 

§ 8 DokumentaƟon und Vergabevermerk 
 

11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- oder 
Fachlose zusammen vergeben wurden, und 

12. gegebenenfalls die Gründe für die Nichtangabe der Gewichtung von 
Zuschlagskriterien. 

§ 8 DokumentaƟon und Vergabevermerk 
 

11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- oder 
Fachlose zu-sammen vergeben wurden, 

12. gegebenenfalls die Gründe für die Nichtangabe der Gewichtung von 
Zuschlagskriterien, und 

13. gegebenenfalls die Gründe für die NichtberücksichƟgung eines 
sozialen oder eines umweltbezogenen Kriteriums bei der 
Ausgestaltung des Vergabeverfahrens. 

§ 10a Erstellung und ÜbermiƩlung von Bekanntmachungen; 
Datenaustauschstandard eForms 
 
(5) Bekanntmachungen sind dem Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union elektronisch über den Datenservice Öffentlicher Einkauf 

§ 10a Erstellung und ÜbermiƩlung von Bekanntmachungen; 
Datenaustauschstandard eForms 
 
(5) Bekanntmachungen sind dem Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union elektronisch über den Datenservice Öffentlicher Einkauf 
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zu übermiƩeln. Der Datenservice Öffentlicher Einkauf ist beim 
Beschaffungsamt des BMI eingerichtet und wird dort betrieben. Die über den 
Datenservice Öffentlicher Einkauf an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union übermiƩelten Bekanntmachungen werden auch über 
den Bekanntmachungs-service des Datenservice Öffentlicher Einkauf 
veröffentlicht und frei zugänglich zur Verfügung gestellt. Das 
Beschaffungsamt des BMI triŏ die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, um die Verfügbarkeit, die Integrität, die 
AuthenƟzität und die Vertraulichkeit der im Datenservice Öffentlicher Einkauf 
verarbeiteten personenbezogenen Daten entsprechend dem jeweiligen Stand 
der Technik sicherzustellen. 

zu übermiƩeln. Die über den Datenservice Öffentlicher Einkauf an das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union übermiƩelten 
Bekanntmachungen werden auch über den Bekanntmachungs-service des 
Datenservice Öffentlicher Einkauf veröffentlicht und frei zugänglich zur 
Verfügung gestellt. Das Beschaffungsamt des BMI triŏ die erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen, um die Verfügbarkeit, die 
Integrität, die AuthenƟzität und die Vertraulichkeit der im Datenservice 
Öffentlicher Einkauf verarbeiteten personenbezogenen Daten entsprechend 
dem jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen. 

§ 16 Nicht offenes Verfahren 
 
(1) Bei einem nicht offenen Verfahren fordert der öffentliche AuŌraggeber 
eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines 
TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. 
Jedes interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die Unternehmen die vom öffentlichen 
AuŌraggeber geforderten InformaƟonen für die Prüfung ihrer Eignung. 

§ 16 Nicht offenes Verfahren 
 
(1) Bei einem nicht offenen Verfahren fordert der öffentliche AuŌraggeber 
eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines 
TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. 
Jedes interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die Unternehmen die vom öffentlichen 
AuŌraggeber geforderten Unterlagen im Sinne des § 48 Absatz 1 für die 
Prüfung ihrer Eignung. 

§ 17 Verhandlungsverfahren 
 
(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit TeilnahmeweƩbewerb fordert der 
öffentliche AuŌraggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen 
Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten InformaƟonen 
für die Prüfung ihrer Eignung. 

§ 17 Verhandlungsverfahren 
 
(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit TeilnahmeweƩbewerb fordert der 
öffentliche AuŌraggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen 
Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten Unterlagen im 
Sinne des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung. 



Synopse VgV 

Seite 3 von 10 Stand: 14.10.2024 
csx.de/VergRTransfG  

 

(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne TeilnahmeweƩbewerb erfolgt 
keine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, sondern 
unmiƩelbar eine Aufforderung zur Abgabe von Erstangeboten an die vom 
öffentlichen AuŌraggeber ausgewählten Unternehmen. 

(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne TeilnahmeweƩbewerb erfolgt 
keine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, sondern 
unmiƩelbar eine Aufforderung zur Abgabe von Erstangeboten an die vom 
öffentlichen AuŌraggeber ausgewählten Unternehmen. Der AuŌraggeber soll 
zwischen den Unternehmen, die zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert 
werden, wechseln und regelmäßig auch geeignete junge sowie kleine und 
miƩlere Unternehmen zur Angebotsabgabe auffordern. 

(15) In einem Verhandlungsverfahren ohne TeilnahmeweƩbewerb nach § 14 
Absatz 4 Nummer 3 ist der öffentliche AuŌraggeber von den Verpflichtungen 
der §§ 9 bis 13, des § 53 Absatz 1 sowie der §§ 54 und 55 befreit. 

(15) In einem Verhandlungsverfahren ohne TeilnahmeweƩbewerb nach § 14 
Absatz 4 Nummer 3 ist der öffentliche AuŌraggeber von den Verpflichtungen 
der §§ 9 bis 13, des § 15 Absatz 5 Satz 2, des § 53 Absatz 1 sowie der §§ 54 
und 55 befreit. 

§ 18 WeƩbewerblicher Dialog 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten InformaƟonen 
für die Prüfung ihrer Eignung. 

§ 18 WeƩbewerblicher Dialog 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe 
von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen 
Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten Unterlagen im 
Sinne des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung. 

§ 19 InnovaƟonspartnerschaŌ 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur 
Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten InformaƟonen 
für die Prüfung ihrer Eignung. 

§ 19 InnovaƟonspartnerschaŌ 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmen im Rahmen eines TeilnahmeweƩbewerbs öffentlich zur Abgabe 
von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen 
Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermiƩeln die 
Unternehmen die vom öffentlichen AuŌraggeber geforderten Unterlagen im 
Sinne des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung. 
 



Synopse VgV 

Seite 4 von 10 Stand: 14.10.2024 
csx.de/VergRTransfG  

 

§ 20 Markterkundung 
 
(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung 
und zum Zwecke der Kosten- oder PreisermiƩlung ist unzulässig. 

§ 20 Markterkundung 
 
(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung 
und zum Zwecke der Kosten- oder PreisermiƩlung ist unzulässig. Die 
Markterkundung soll umweltbezogene, soziale und innovaƟve Aspekte der 
NachhalƟgkeit umfassen und vornehmlich digital durchgeführt werden. 

§ 29 Vergabeunterlagen 
 
(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. August 2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in 
den Vertrag einzubeziehen. Dies gilt nicht für die Vergabe von AuŌrägen, die 
im Rahmen einer freiberuflichen TäƟgkeit erbracht oder im WeƩbewerb mit 
freiberuflichen TäƟgen angeboten werden und deren Gegenstand eine 
Aufgabe ist, deren Lösung nicht vorab eindeuƟg und erschöpfend 
beschrieben werden kann. 

§ 29 Vergabeunterlagen 
 
(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. August 2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in 
den Vertrag einzubeziehen. Dies gilt nicht für die Vergabe von AuŌrägen, die 
im Rahmen einer freiberuflichen TäƟgkeit erbracht oder im WeƩbewerb mit 
freiberuflichen TäƟgen angeboten werden und deren Gegenstand eine 
Aufgabe ist, deren Lösung nicht vorab eindeuƟg und erschöpfend 
beschrieben werden kann. In den Vertragsunterlagen sollen geeignete 
Zahlungsmodalitäten vereinbart werden, um die Umstände von jungen sowie 
von kleinen und miƩleren Unternehmen zu berücksichƟgen. Das 
Bundesministerium für WirtschaŌ und Klimaschutz kann eine neue Fassung 
des Teils B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen erlassen. Diese 
ist im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Bei jeder Änderung sind das Datum 
der Bekanntmachung im Bundesanzeiger und das Datum, ab dem die 
geänderte Fassung anzuwenden ist, anzugeben. 

§ 31 Leistungsbeschreibung 
 
(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und der InnovaƟon 
sowie soziale und umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich auch 
auf den Prozess oder die Methode zur Herstellung oder Erbringung der 
Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus des 
AuŌragsgegenstands einschließlich der ProdukƟons- und LieferkeƩe 
beziehen, auch wenn derarƟge Faktoren keine materiellen Bestandteile der 

§ 31 Leistungsbeschreibung 
 
(3) Vorbehaltlich der in § 120a des Gesetzes gegen 
WeƩbewerbsbeschränkungen geregelten Vorgaben zur BerücksichƟgung 
sozialer und umweltbezogener Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale auch Aspekte der Qualität und der 
InnovaƟon sowie soziale und umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können 
sich auch auf den Prozess oder die Methode zur Herstellung oder Erbringung 
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Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem 
AuŌragsgegenstand stehen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen 
verhältnismäßig sind. 

der Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus des 
AuŌragsgegenstands einschließlich der ProdukƟons- und LieferkeƩe 
beziehen, auch wenn derarƟge Faktoren keine materiellen Bestandteile der 
Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem 
AuŌragsgegenstand stehen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen 
verhältnismäßig sind. 

§ 35 Nebenangebote 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber kann Nebenangebote in der 
AuŌragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
InteressensbestäƟgung zulassen oder vorschreiben. Fehlt eine entsprechende 
Angabe, sind keine Nebenangebote zugelassen. Nebenangebote müssen mit 
dem AuŌragsgegenstand in Verbindung stehen. 

§ 35 Nebenangebote 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber gibt in der AuŌragsbekanntmachung oder in 
der Aufforderung zur InteressensbestäƟgung an, ob er Nebenangebote 
zulässt, vorschreibt oder ausschließt. Eine Begründung ist nicht erforderlich. 
Nebenangebote müssen mit dem AuŌragsgegenstand in Verbindung stehen. 

§ 36 UnterauŌräge 
 
(5) Der öffentliche AuŌraggeber überprüŌ vor der Erteilung des Zuschlags, ob 
Gründe für den Ausschluss des UnterauŌragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe verlangt der öffentliche AuŌraggeber die 
Ersetzung des UnterauŌragnehmers. Bei Vorliegen fakultaƟver 
Ausschlussgründe kann der öffentliche AuŌraggeber verlangen, dass dieser 
ersetzt wird. Der öffentliche AuŌraggeber kann dem Bewerber oder Bieter 
dafür eine Frist setzen. 

§ 36 UnterauŌräge 
 
(5) Der öffentliche AuŌraggeber überprüŌ vor der Erteilung des Zuschlags, ob 
Gründe für den Ausschluss des UnterauŌragnehmers vorliegen. Dies umfasst 
die Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 124 GWB sowie die Eignung des 
UnterauŌragnehmers. Bei Vorliegen zwingender Ausschlussgründe verlangt 
der öffentliche AuŌraggeber die Ersetzung des UnterauŌragnehmers. Bei 
Vorliegen fakultaƟver Ausschlussgründe oder fehlender Eignung des 
UnterauŌragnehmers kann der öffentliche AuŌraggeber verlangen, dass 
dieser ersetzt wird. Der öffentliche AuŌraggeber kann dem Bewerber oder 
Bieter dafür eine Frist setzen. 

§ 39 Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über AuŌragsänderungen 
 
(5) AuŌragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes 
gegen WeƩbewerbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Absatz 5 des Gesetzes 
gegen WeƩbewerbsbeschränkungen unter Verwendung der Vorgaben der 

§ 39 Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über AuŌragsänderungen 
 
(5) AuŌragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes 
gegen WeƩbewerbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Absatz 5 des Gesetzes 
gegen WeƩbewerbsbeschränkungen unter Verwendung der Vorgaben der 
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Spalte 38 in Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungs-verordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 10a bekanntzumachen. 

Spalte 38 in Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungs-verordnung (EU) 
2019/1780 in Verbindung mit § 10a spätestens 30 Tage nach der Änderung 
bekanntzumachen. 

§ 40 Veröffentlichung von Bekanntmachungen 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber muss den Tag der Absendung der 
Bekanntmachungen an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union nachweisen können. 

§ 40 Veröffentlichung von Bekanntmachungen 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber muss den Tag der Absendung der 
Bekanntmachungen an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union nachweisen können. Wird bei der ÜbermiƩlung an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union ein späterer Tag zur 
Veröffentlichung angegeben, kommt es für die Fristberechnungen nicht auf 
den Tag der Absendung oder dessen BestäƟgung, sondern auf den 
angegebenen Tag zur Veröffentlichung an. 

§ 41 Bereitstellung der Vergabeunterlagen 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber gibt in der AuŌragsbekanntmachung oder 
der Aufforderung zur InteressensbestäƟgung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig 
und direkt abgerufen werden können. 

§ 41 Elektronische Bereitstellung von Vergabeunterlagen 
 
(1) Der öffentliche AuŌraggeber gibt in der AuŌragsbekanntmachung oder 
der Aufforderung zur InteressensbestäƟgung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen nach § 29 Absatz 1 Satz 1 unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen werden können. 

§ 42 Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und 
Bietern 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Bei offenen Verfahren kann der öffentliche AuŌraggeber entscheiden, ob 
er die Angebotsprüfung vor der Eignungsprüfung durchführt. 

§ 42 Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und 
Bietern 
 
(2) Bei der Auswahl der Eignungskriterien und Eignungsnachweise sind die 
besonderen Umstände von jungen sowie kleinen und miƩleren Unternehmen 
zu berücksichƟgen. 
 
(der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3) 
 
(4) Bei offenen Verfahren führt der öffentliche AuŌraggeber die 
Angebotsprüfung vor der Eignungsprüfung durch. Er kann von Satz 1 
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abweichen, soweit ein erhöhter Aufwand oder sonsƟge verfahrensbezogene 
Gründe entgegenstehen. Eine Begründung für die Abweichung ist nicht 
erforderlich. 
 

§ 45 WirtschaŌliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
 
(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem berechƟgten Grund die 
geforderten Unterlagen nicht beibringen, so kann er seine wirtschaŌliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, vom öffentlichen 
AuŌraggeber als geeignet angesehener Unterlagen belegen. 

§ 45 WirtschaŌliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
 
(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem berechƟgten Grund die 
geforderten Unterlagen nicht beibringen, so kann er seine wirtschaŌliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, vom öffentlichen 
AuŌraggeber als geeignet angesehener Unterlagen belegen. Ein berechƟgter 
Grund kann insbesondere vorliegen, wenn es sich bei dem Bewerber oder 
Bieter um ein junges Unternehmen handelt. Der öffentliche AuŌraggeber 
weist in den Vergabeunterlagen auf die Möglichkeit der Vorlage alternaƟver 
Unterlagen nach Satz 1 hin. 

§ 47 Eignungsleihe 
 
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen besƟmmten öffentlichen AuŌrag 
im Hinblick auf die erforderliche wirtschaŌliche und finanzielle sowie die 
technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer 
Unternehmen in Anspruch nehmen, wenn er nachweist, dass ihm die für den 
AuŌrag erforderlichen MiƩel tatsächlich zur Verfügung stehen werden, 
indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser 
Unternehmen vorlegt. Diese Möglichkeit besteht unabhängig von der 
Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder Bieter und den anderen 
Unternehmen bestehenden Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter kann 
jedoch im Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche 
Leistungsfähigkeit wie Aus-bildungs- und Befähigungsnachweise nach § 46 
Absatz 3 Nummer 6 oder die einschlägige berufliche Erfahrung die 
Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
diese die Leistung erbringen, für die diese Kapazitäten benöƟgt werden. 

§ 47 Eignungsleihe 
 
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen besƟmmten öffentlichen AuŌrag 
im Hinblick auf die erforderliche wirtschaŌliche und finanzielle sowie die 
technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer 
Unternehmen in Anspruch nehmen, wenn er nachweist, dass ihm die für den 
AuŌrag erforderlichen MiƩel tatsächlich zur Verfügung stehen werden, 
indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser 
Unternehmen vorlegt; bei Eignungsleihe im Konzernverbund genügt eine 
entsprechende Angabe des Bewerbers oder Bieters. Diese Möglichkeit 
besteht unabhängig von der Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder 
Bieter und den anderen Unternehmen bestehenden Verbindungen. Ein 
Bewerber oder Bieter kann jedoch im Hinblick auf Nachweise für die 
erforderliche berufliche Leistungsfähigkeit wie Aus-bildungs- und 
Befähigungsnachweise nach § 46 Absatz 3 Nummer 6 oder die einschlägige 
berufliche Erfahrung die Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in 
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Anspruch nehmen, wenn diese die Leistung erbringen, für die diese 
Kapazitäten benöƟgt werden. 

§ 48 Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 
 
(1) In der AuŌragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
InteressensbestäƟgung ist neben den Eignungskriterien ferner anzugeben, 
mit welchen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und 
sonsƟge Nachweise) Bewerber oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 
47 und das Nichtvorliegen von Aus-schlussgründen zu belegen haben. 

§ 48 Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 
 
(1) In der AuŌragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur 
InteressensbestäƟgung ist neben den Eignungskriterien ferner anzugeben, 
mit welchen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und 
sonsƟge Nachweise) Bewerber oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 
47 und das Nichtvorliegen von Aus-schlussgründen zu belegen haben und 
wann welche Unterlage vorgelegt werden muss (mit dem Angebot oder 
Teilnahmeantrag oder auf Anforderung des öffentlichen AuŌraggebers). § 
122 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes gegen WeƩbewerbsbeschränkungen gilt 
entsprechend. 

(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert grundsätzlich die Vorlage von 
Eigenerklärungen an. Wenn der öffentliche AuŌraggeber Bescheinigungen 
und sonsƟge Nachweise anfordert, verlangt er in der Regel solche, die vom 
Online-Dokumentenarchiv e-CerƟs abgedeckt sind. 

(2) Der öffentliche AuŌraggeber fordert über Eigenerklärungen 
hinausgehende Unterlagen, insbesondere Bescheinigungen und sonsƟge 
Nachweise, erst nach vorläufiger Prüfung entweder der Teilnahmeanträge in 
Verfahren mit TeilnahmeweƩbewerb oder der Ange-bote in Verfahren ohne 
TeilnahmeweƩbewerb an und dies nur von einem oder mehreren 
aussichtsreichen Unternehmen. Er setzt bei Anforderung der Unterlagen eine 
angemessene Frist zur Einreichung. Versäumt ein Unternehmen die 
Einreichung innerhalb der gesetzten Frist, wird sein Angebot oder 
Teilnahmeantrag gemäß § 57 ausgeschlossen. Soweit ein erhöhter Aufwand 
oder sonsƟge verfahrensbezogene Gründe entgegen-stehen, kann der 
öffentliche AuŌraggeber von Satz 1 abweichen. Eine Begründung für die 
Abweichung ist nicht erforderlich. Wenn der öffentliche AuŌraggeber 
Bescheinigungen und sonsƟge Nachweise anfordert, verlangt er in der Regel 
solche, die vom Online-Dokumentenarchiv e-CerƟs abgedeckt sind. 
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§ 56 Prüfung der InteressensbestäƟgungen, Teilnahmeanträge und 
Angebote; Nachforderung von Unterlagen 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter 
Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung 
auffordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhaŌe 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, 
Angaben, Bescheinigungen oder sonsƟge Nachweise, nachzureichen, zu 
vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen. Der 
öffentliche AuŌraggeber ist berechƟgt, in der AuŌragsbekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen festzulegen, dass er keine Unterlagen nachfordern 
wird. 

§ 56 Prüfung der InteressensbestäƟgungen, Teilnahmeanträge und 
Angebote; Nachforderung von Unterlagen 
 
(2) Der öffentliche AuŌraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter 
Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung 
auffordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhaŌe Unterlagen zu 
übermiƩeln, zu ergänzen, zu erläutern oder zu vervollständigen. 

§ 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien 
 
(2) Die ErmiƩlung des wirtschaŌlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage 
des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten 
können auch qualitaƟve, umweltbezogene oder soziale Zuschlagskriterien 
berücksichƟgt werden, insbesondere: 

§ 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien 
 
(2) Die ErmiƩlung des wirtschaŌlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage 
des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen WeƩbewerbsbeschränkungen geregelten Vorgaben zur 
BerücksichƟgung sozialer und umweltbezogener Kriterien bei der 
Ausgestaltung des Vergabeverfahrens können neben dem Preis oder den 
Kosten auch qualitaƟve, umweltbezogene oder soziale Zuschlagskriterien 
berücksichƟgt werden, insbesondere: 

§ 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote 
 
(3) Kann der öffentliche AuŌraggeber nach der Prüfung gemäß den Absätzen 
1 und 2 die geringe Höhe des angebotenen Preises oder der angebotenen 
Kosten nicht zufriedenstellend auŅlären, darf er den Zuschlag auf dieses 
Angebot ablehnen. Der öffentliche AuŌraggeber lehnt das Angebot ab, wenn 
er festgestellt hat, dass der Preis oder die Kosten des Angebots ungewöhnlich 

§ 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote 
 
(3) Kann der öffentliche AuŌraggeber nach der Prüfung gemäß den Absätzen 
1 und 2 die geringe Höhe des angebotenen Preises oder der angebotenen 
Kosten nicht zufriedenstellend auŅlären, soll er den Zuschlag auf dieses 
Angebot ablehnen. Der öffentliche AuŌraggeber lehnt das Angebot ab, wenn 
er festgestellt hat, dass der Preis oder die Kosten des Angebots ungewöhnlich 
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niedrig sind, weil Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht 
eingehalten werden. 

niedrig sind, weil Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht 
eingehalten werden. 

§ 64 Vergabe von AuŌrägen für soziale und andere besondere 
Dienstleistungen 
 
Öffentliche AuŌräge über soziale und andere besondere Dienstleistungen im 
Sinne von § 130 Absatz 1 des Gesetzes gegen WeƩbewerbsbeschränkungen 
werden nach den BesƟmmungen dieser Verordnung und unter 
BerücksichƟgung der Besonderheiten der jeweiligen Dienstleistung nach 
Maßgabe dieses AbschniƩs vergeben. 

§ 64 Vergabe von AuŌrägen für soziale und andere besondere 
Dienstleistungen 
 
Öffentliche AuŌräge über soziale und andere besondere Dienstleistungen im 
Sinne von § 130 Absatz 1 des Gesetzes gegen WeƩbewerbsbeschränkungen 
werden nach den BesƟmmungen dieser Verordnung und nach Maßgabe 
dieses AbschniƩes unter BerücksichƟgung der Besonderheiten der jeweiligen 
Dienstleistungen vergeben. 

 


